
Stellungnahme: Vielfalt überall 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir sprechen uns als BUNDjugend MV für eine vielfältige Gesellschaft aus. Wir bemerken aktuell 

auch in Mecklenburg-Vorpommern, dass rechte Gedanken und Menschenfeindlichkeit mehr 

Anhänger*innen finden. Damit einhergehend ist eine Zunahme klimawandelskeptischen 

Gedankenguts zu spüren, genauso scheint ein allgemeines Misstrauen gegenüber NGOs zu wachsen.  

Als Naturschutzverein liegt unser Fokus zwar vor allem auf dem Umwelt- und Klimaschutzbereich, 

doch hört Vielfalt nicht bei Biodiversität auf, sondern erstreckt sich auch weiter auf die Art und 

Weise, wie wir gemeinsam miteinander leben. Wir wünschen uns ein gutes Leben für Alle.  

Um das zu erreichen, erkennen wir an, dass Klima- und Umweltgerechtigkeit auch bedeutet, uns der 

verschiedenen Verstrickungen mit Diskriminierungsformen wie zum Beispiel Rassismus, Sexismus 

oder Ableismus bewusst zu sein und unsere Kämpfe für eine bessere Welt intersektional zu 

gestalten. Uns ist bewusst, dass wir in einer diskriminierenden Welt aufgewachsen sind und wir 

versuchen, internalisierte Denkweisen aufzubrechen und zu hinterfragen. 

 

In unserem Selbstverständnis heißt es klar:  

„Für die BUNDjugend besitzen Menschenrechte und die freiheitlich-demokratische Grundordnung 

einen überragend hohen Stellenwert. Rechtsextremistisches Gedankengut, Rassismus, 

Antisemitismus und Ausländerfeindlichkeit stehen den Zielen und der Arbeit der BUNDjugend 

unvereinbar entgegen. Die Zusammenarbeit mit solchen Personen, Parteien sowie sonstigen 

Gruppierungen ist ausgeschlossen.“ (Richtlinie BUNDjugend M-V: Selbstverständnis) 

Wir stellen uns gegen demokratiefeindliche Gesinnung und gegen jegliches diskriminierendes 

Verhalten von Parteien, anderen Organisationen oder Privatpersonen und treten für eine vielfältige 

und solidarische Gesellschaft ein. 

 

Menschen auf der Flucht werden bereits jetzt kriminalisiert und ausgegrenzt. Gleichzeitig wird die 

Klimakrise noch mehr Menschen zur Flucht bewegen. Es braucht sichere Fluchtwege und die 

Möglichkeiten für Menschen auf der Flucht, sich ein sicheres Leben aufzubauen. Die 

Kriminalisierung von geflüchteten Menschen muss aufhören. 

 

Unser Engagement für Natur- und Umweltschutz ist für uns auch ein Ausdruck für den Wunsch 

nach Gerechtigkeit, welche wir langfristig nur in einer bunten und diversen Gesellschaft, in der 

jede*r Platz hat und in der aufeinander Acht gegeben wird, finden können. 

 

Anm.: Dieser Text entstand in Anlehnung an die Positionierung des BuJu-Vorstands auf 

Bundesebene, die u.a. ein Prüfverfahren zum Verbot der AfD fordern, welcher wir auch in allen 

Punkten zustimmen.  

 

https://www.bundjugend.de/jetzt-erst-recht/
https://www.bundjugend.de/jetzt-erst-recht/

